
Mai 2015Die Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion informiert 

von Ingbert Liebing

Die Gemeinden und Gemeindeverbände in Deutschland 
wiesen im Jahr 2014 nach Ergebnissen der vierteljährli-
chen Kassenstatistik in den Kern- und Extrahaushalten ein 
Gesamtdefizit von 0,7 Milliarden Euro aus.

Die kommunale Finanzlage ist zwar nicht hoffnungslos, 
aber ernst. Wenn die Kommunen in Deutschland nach dem 
Überschuss des Jahres 2013 in Höhe von 1,5 Milliarden 
Euro binnen zwölf Monaten ein Defizit von insgesamt 0,7 
Milliarden Euro verzeichnen, ist dies ein deutliches Signal 
dafür, dass es hier in einzelnen Ausgabebereichen grundle-
gende Probleme gibt, die dringend angegangen werden 
müssen.

Denn die Kommunen haben kein wirkliches Einnahme-
problem: Die Steuereinnahmen sind gegenüber dem Vor-
jahr nochmals um 3,5 Prozent gestiegen. Selbst die Gewer-
besteuer, die im Jahr 2013 bereits auf sehr hohem Niveau 
gelegen hatte, konnte nochmals um 1,3 Prozent gesteigert 
werden. Das bestätigt: Die konjunkturfreundliche Politik 
des Bundes kommt bei den Kommunen an und wirkt sich 
positiv auf die Einnahmen aus.

Problematisch sind vor allem die deutlich angestiege-
nen Ausgaben für soziale Leistungen mit einem Plus von 
5,8 Prozent — und das obwohl der Bund im Jahr 2014 mit 
der letzten Stufe bei der Übernahme der Grundsicherung 
im Alter die Kommunen nochmals um mehr als 1,5 Milliar-
den Euro bei den Sozialausgaben entlastet hatte. Hier 
schlagen die deutlich gestiegenen Flüchtlings- und Asylbe-
werberzahlen zu Buche. Die Zahlen offenbaren deutlich 
das Versagen der Länder in diesem Punkt: Die Übernahme 
der Kosten für die Betreuung und Unterbringung von Asyl-
bewerbern fällt in die Zuständigkeit der Bundesländer. Etli-
che Flächenländer verschieben ihre Verantwortung auf die 
Kommunen und tragen damit deutlich zu dem negativen 
Kassenergebnis des vergangenen Jahres bei.

Die unionsgeführte Bundesregierung setzt mit dem  am 
21. Mai 2015 beschlossenen Nachtragshaushalt 2015 und 
dem Gesetz zur Förderung finanzschwacher Kommunen 

Kommunale Finanzlage ist ernst
Kommunen profitieren von Investitionspolitik des Bundes

die kommunalfreundliche Politik der letzten Jahre fort und 
knüpft nahtlos an frühere Beschlüsse zur Förderung der 
Kommunen an.

Besonders erfreulich ist, dass es gelungen ist, im Rah-
men des verfassungsmäßig Zulässigen die Aufstellung der 
förderfähigen Investitionsprojekte zu ergänzen. Insbeson-
dere zwei Aspekte sind hier hervorzuheben:

Die Aufnahme der Brachflächenrevitalisierung in den 
Katalog der förderfähigen Maßnahmen ist vor allem für 
strukturschwache Kommunen eine große Hilfe. Mit dem 
Barriereabbau im Öffentlichen Personennahverkehr ist es 
gelungen, diesen wichtigen Teilbereich, der im ersten 
Gesetzentwurf noch ausdrücklich ausgeschlossen gewesen 
war, ebenfalls in den Katalog der förderfähigen Maßnah-
men zu integrieren.

Damit ist es gelungen, den Kommunen einen größeren 
Gestaltungsrahmen zu eröffnen, um bei der Umsetzung der 
Investitionsförderung besser auf die Gegebenheiten vor Ort 
eingehen zu können. Wichtig ist, dass die Länder bei der 
Umsetzung des Investitionsprogramms den Reigen der för-
derfähigen Maßnahmen nicht durch spezielle Landesvor-
gaben einengen und die Bemühungen des Bundes um mehr 
Flexibilität damit konterkarieren.
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Am 8. Mai 2015 wurden zwischen 
Bund und Ländern zentrale gemeinsa-
me Ziele in der Asyl- und Flüchtlings-
politik vereinbart, die als Grundlage 
für die Ministerpräsidentenkonferenz  
am 18. Juni 2015 dienen sollen. 

• Die Verfahren sollen beschleunigt 
und konzentriert werden.  Dafür 
soll das Personal im Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
um weitere 2.000 Mitarbeiter aufge-
stockt werden — davon sollen 750  
Stellen noch in diesem Jahr ge-
schaffen werden.

• Das Innenministerium will zukünf-
tig zwischen den Asylbewerbern 
unterscheiden, die aus Ländern mit 
hoher oder mit niedriger Anerken-
nungsquote kommen und dafür un-
terschiedliche Verfahren ausarbei-
ten:

Flüchtlinge, die eine hohe Aussicht 
auf Anerkennung haben, sollen 
frühzeitig auf die Integration vor-
bereitet werden — Mittel für Integ-
rationskurse sollen erhöht werden.

Flüchtlinge aus Ländern mit gerin-
ger Anerkennungsquote, sollen bis 
zur Entscheidung in zentralen Un-
terkünften der Länder verbleiben.

• Die Länder stehen auch in der Ver-
antwortung, Asylbewerber zurück-
zuführen, die keine Asylschutz-
gründe geltend machen können.

• Die Finanzierung der Flüchtlings-
unterbringung wird als gesamt-
staatliche Aufgabe anerkannt. Aller-
dings gibt es hierzu keine verbindli-
che Beschlussgrundlage.

Die Bundesregierung und die Län-
der sind auf dem richtigen Weg, struk-
turelle Veränderungen bei der Minis-
terpräsidentenkonferenz am 18. Juni 
zu beschließen. Zur Bewältigung der 
ständig ansteigenden Flüchtlings-
ströme muss es als gemeinsame Sa-
che gesehen werden, ein Maßnah-
menpaket nicht nur zu vereinbaren, 

sondern umzusetzen.

Für das Jahr 2015 rechnet der 
Bund zurzeit mit 450.000 Asyl-
anträgen, davon 400.000 Erstan-
träge. Richtig ist deshalb der 
Weg, ein Schnellverfahren für 
die Asylbewerber einzuführen, 
die so gut wie keine Chance auf 
ein Bleiberecht haben. Damit 
können Flüchtlinge, die vor Ar-
mut aus den südeuropäischen 
Ländern fliehen, sofort abge-
lehnt und zurückgeführt wer-
den, ohne vorher auf die Kom-
munen verteilt zu werden. Die 
Kommunen haben so die Mög-
lichkeit, sich auf die Asylsuchen-
den zu konzentrieren, die wirk-
lich Schutz und Hilfe vor politi-
scher Verfolgung brauchen.

Die Menschen, die aller Vor-
aussicht nach bleiben werden, 
brauchen unsere Hilfe und eine 
gute und schnelle Integration. 
Die Arbeitsgemeinschaft Kom-
munalpolitik der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion hat zusätzliche 
Stellen im Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge gefordert. 
2.000 zusätzliche Stellen unter-
streichen den Willen der Bun-
desregierung zu wirklich kürze-
ren Verfahren,  schnelleren Ent-
scheidungen und zügigerem 
Vollzug. Schnellere Verfahren be-
deuten schnellere Klarheit für 
die Flüchtlinge, aber auch für die 
verantwortlichen Bürgermeister 
und Landräte.

Die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion unterstützt das Maß-
nahmenpaket. Dieses wird dazu 
beitragen, dass das Grundrecht 
auf Asyl denjeniegen zugute 
kommt, die tatsächlich verfolgt 
sind. Gut, dass endlich auch den 
SPD-Ländern ein Licht aufgeht, 
dass Rückführung auch ein 
wichtiges Signal in den Her-
kunftsländern ist. 

Asyl- und Flüchtlingspolitik
Strukturelle Veränderungen sind auf dem richtigen Weg

Zuwanderung / Asyl- und Flüchtlingspolitik
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Die Arbeitsgemeinschaft Kommu-
nalpolitik der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion hat auf ihrer Sitzung am 5. 
Mai 2015 eine Positionierung zu der 
am 8. Mai 2015 erfolgten Vorabstim-
mung der Ministerpräsidentenkonfe-
renz im Juni 2015 beschlossen.

Die Mitglieder der AG Kommunal-
politik begrüßen, dass die Bundesre-
gierung zu einem sogenannten 
Flüchtlingsgipfel eingeladen hat, um 
für die drängenden Herausforderun-
gen der aktuellen Flüchtlingsströme 
eine gemeinsame Lösung mit den 
Ländern zu finden. Der Bund hat sich 
bereits seiner Verantwortung, für eine 
Beschleunigung der Asylverfahren zu 
sorgen, gestellt. Die Abgeordneten be-
grüßen die bisherige Schaffung von 
zusätzlich 650 Stellen im Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge. Da die-
se bislang nicht reichen, um die ange-
strebte Bearbeitungszeit von drei Mo-
naten zu erreichen, halten sie eine 
weitere erhebliche Aufstockung der 
Mitarbeiter für dringend geboten.

Die Diskussionen dürfen nicht nur 
über eine Aufstockung der finanziel-
len Beteiligung des Bundes geführt 
werden. Hier greift der Beschluss des 
SPD-Präsidiums vom 4. Mai 2015 zu 
kurz. Wenn die Sozialdemokraten 
nach weiteren finanziellen Leistun-
gen des Bundes rufen, lenken sie von 
eigenen Versäumnissen in den von 
ihnen geführten Ländern ab.

Die Strukturen sind insgesamt zu 
beraten. Sofern weitere finanzielle 
Leistungen des Bundes beschlossen 
werden, müssen diese auch zu struk-
turellen Veränderungen führen.

Das Grundproblem liegt darin, dass 
weit über die Hälfte der Asylbewerber 
nicht schutzbedürftig ist und in die 
Herkunftsländer zurückkehren muss. 
Etliche Länder aber kommen ihren 
Verpflichtungen nicht nach: Asylbe-
werber werden jetzt so schnell wie 
möglich aus der zentralen Erstauf-
nahmeeinrichtung, die vom Land fi-
nanziert wird, an die Kommunen wei-
tergeleitet und so die Unterbrin-
gungslast der Kommunen verschärft. 
Gleichzeitig sind viele Länder sehr zu-
rückhaltend bei der Rückführung ab-
gelehnter Asylbewerber. Das verstärkt 
den Kostendruck auf die Kommunen. 
Deshalb erwarten die Mitglieder der 
AG Kommunalpolitik, dass nur dieje-
nigen Asylbewerber auf die Kommu-
nen verteilt werden, die Aussicht auf 
Anerkennung haben. Die Asylbewer-
ber aus Ländern zum Beispiel vom 
Balkan, deren Antrag aller Voraussicht 
nach abgelehnt wird, dürfen gar nicht 
erst auf die Kommunen verteilt wer-
den.

Es darf nicht nur der Missstand fi-
nanziert, sondern es müssen struktu-
relle Änderungen erreicht werden, da-
mit den wirklich Verfolgten besser ge-
holfen werden kann.

Keine Ablenkung von eigentlichen Problemen
AG Kommunalpolitik beschließt Positionspapier zur Asylpolitik

Zuwanderung / Asyl- und Flüchtlingspolitik

Die Positionierung im Wortlaut:

Die Arbeitsgemeinschaft Kom-

munalpolitik der CDU/CSU-Bun-

destagsfraktion begrüßt, 

• die große Hilfs- und Aufnahmebe-
reitschaft für Flüchtlinge in den 
Kommunen. Ohne diese aktive Mit-
hilfe vor Ort kann die Flüchtlings-
aufnahme nicht gelingen.

• dass die Bundesregierung zu einem 
Flüchtlingsgipfel eingeladen hat, 
um für die drängenden Herausfor-
derungen der aktuellen Flüchtlings-
ströme eine gemeinsame Lösung 
mit den Ländern zu finden.

• dass der Bund den Ländern in den 
Jahren 2015 und 2016 jeweils 500 
Millionen Euro zur Unterstützung 
bei der Aufnahme und Unterbrin-
gung von Asylbewerbern zur Verfü-
gung stellt und die Länder zugesagt 
haben, dort wo die Kommunen die 
finanziellen Lasten für die Unter-
bringung und Betreuung tragen, die 
Mittel entsprechend weiterzulei-
ten.

• dass die Kommunen Liegenschaf-
ten des Bundes mietzinsfrei zur Un-
terbringung von Asylbewerbern an-
mieten können. 

• dass der Bund den Ländern und 
Kommunen einen verbilligten Er-
werb von ehemaligen Militärliegen-
schaften (Konversionsgrundstücke) 
ermöglicht, um so am Gemeinwohl 
orientierte Aufgaben wie beispiels-
weise die Unterbringung von 
Flüchtlingen und Asylbewerbern 
oder die soziale Wohnraumförde-
rung zu unterstützen.

• dass der Bund im Jahr 2014 die Län-
der Bosnien und Herzegowina so-
wie Serbien und Mazedonien zu si-
cheren Herkunftsstaaten erklärt 
und damit zu einer Beschleunigung 
der Asylverfahren beigetragen hat.

• dass der Bund 650 zusätzliche Stel-Q
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len im BAMF geschaffen hat, um da-
mit die Grundlage dafür zu legen, 
die Verfahrenszeiten zu verkürzen 
und die Belastung der Länder und 
Kommunen zu verringern.

• die beabsichtigte Regelung, die un-
begleiteten Minderjährigen gleich-
mäßig auf die Länder zu verteilen.

• das Bemühen der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit, bereits 
in Herkunftsländern darauf hinzu-
wirken, dass Wanderungsbewegun-
gen gebremst werden.

Die Arbeitsgemeinschaft Kom-

munalpolitik der CDU/CSU-Bun-

destagsfraktion stellt fest:

• Die Bearbeitungsdauer bei Asylver-
fahren konnte nur durch die 
Schnellverfahren bei Kosovo-
Flüchtlingen auf durchschnittlich 5 
½ Monate reduziert werden. Die üb-
rigen Verfahren dauern weiterhin 
circa sieben Monate. Es bleibt unser 
Ziel, eine Verfahrensdauer von in 
der Regel maximal drei Monaten zu 
erreichen.

• Etliche Länder aber kommen ihren 
Verpflichtungen nicht nach: Asyl-
bewerber werden so schnell wie 
möglich aus der zentralen Erstauf-
nahmeeinrichtung, die vom Land 
finanziert wird, an die Kommunen 
weitergeleitet und die Unterbrin-
gungslast der Kommunen ver-
schärft. Damit werden — abgesehen 
von Bayern, Saarland und Mecklen-
burg-Vorpommern, in denen die 
notwendigen Kosten zumindest der 
Unterbringung und Betreuung vom 
Land voll getragen werden — die 
Kosten teilweise auf die Kommu-
nen übertragen.

• Gleichzeitig sind viele Länder sehr 
zurückhaltend bei der Rückführung 
abgelehnter Asylbewerber. Hinzu 
kamen im Winter 2014/15 Erlasse 
eines Winterabschiebestopps in 
den Ländern Schleswig-Holstein 
und Thüringen. Das verstärkt noch-
mals den Kostendruck auf die Kom-
munen und schafft zusätzlich An-
reize nach Deutschland zu kommen 
und hier einen Asylantrag zu stel-
len.

Die Arbeitsgemeinschaft Kom-

munalpolitik der CDU/CSU-Bun-

destagsfraktion fordert

• die deutsche und europäische Ent-
wicklungszusammenarbeit mit 
Blick auf die Situation in Herkunfts-
ländern weiter zu intensivieren.

• die Bundesregierung auf, sich in 
Europa weiterhin für eine gerechte-
re Verteilung der Asylbewerber und 
Bürgerkriegsflüchtlinge einzuset-
zen.

• Diskussionen nicht nur über eine 
Aufstockung der finanziellen Betei-
ligung des Bundes zu führen, son-
dern die Strukturen insgesamt zu 
beraten. Das Grundproblem liegt 
darin, dass über 50 Prozent der 
Asylbewerber nicht schutzbedürftig 
sind. Es darf nicht nur der Miss-
stand finanziert, sondern es müs-
sen strukturelle Änderungen er-
reicht werden, damit den wirklich 
Verfolgten besser geholfen werden 
kann.

• eine rasche Lösung bei der Behand-
lung weiterer Balkanstaaten als si-
chere Herkunftsländer. Nach wie 
vor kommen zahlreiche Flüchtlinge 
aus Staaten des ehemaligen Jugos-
lawiens, um in Deutschland Asyl zu 
beantragen. Hierbei handelt es sich 
vornehmlich nicht um politische 
Verfolgung, sondern um Armutszu-
wanderung, aus der kein Anspruch 
auf Asyl geltend gemacht werden 
kann.

• bei der Verteilung unbegleiteter 
Minderjähriger sicherzustellen, 
dass eine angemessene Unterbrin-

gung und die erforderliche beson-
dere Betreuung der Jugendlichen 
erfolgt. Die entstehenden Kosten 
sind an die Kommunen zu erstat-
ten.

• dass unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen die Möglichkeit gebo-
ten wird, bei entsprechender Eig-
nung eine Berufsausbildung in 
Deutschland zu absolvieren. Dies 
wäre auch in Anbetracht des Fach-
kräftemangels in Deutschland und 
dem Umstand, dass viele Betriebe 
keine Auszubildenden finden, eine 
Situation, von der alle Seiten profi-
tieren könnten.

• die Schaffung weiterer Stellen im 
BAMF, um eine weitere Verkürzung 
der Verfahrenszeiten zu erreichen.

• die Schaffung weiterer Plätze im 
Bundesfreiwilligendienst für Integ-
rations- und Flüchtlingshelfer. Vie-
le Menschen wollen sich — zum 
Teil ehrenamtlich — für Flüchtlinge 
engagieren. Dies sollte der Staat 
stärker unterstützen.

• einen Nachweis der Länder über die 
Verwendung der vom Bund bereit-
gestellten Mittel zur Aufnahme und 
Unterbringung von Asylbewerbern, 
sofern die Länder den Kommunen 
nicht bereits die notwendigen Kos-
ten erstatten. Die Mittel vom Bund 
an die Länder sind zu 100 Prozent 
an die Kommunen weiterzuleiten. 
Weitere finanzielle Hilfen sind nur 
zu leisten, wenn die 100-prozentige 
Weitergabe an die Kommunen gesi-
chert ist.

• die Länder auf, die Zahl der Erstauf-
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nahmeeinrichtungen zu erhöhen 
bzw. deren Kapazitäten aufzusto-
cken, um den Verbleib in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen für die 
Dauer der Asylverfahren zu ermög-
lichen. Eine Verteilung auf die 
Kommunen müsste dann — jeden-
falls bei offensichtlich unbegründe-
ten Anträgen — nicht mehr erfolgen 
und eine Rückführung könnte noch 
aus den Erstaufnahmeeinrichtun-
gen erfolgen. Die Kosten für Unter-
bringung, Integration und gesund-
heitliche Versorgung der Asylbe-
werber und Bürgerkriegsflüchtlinge 
sind den Kommunen seitens der 
Länder vollständig zu erstatten.

• bei der gesundheitlichen Versor-
gung von Flüchtlingen, ganz beson-
ders für diejenigen Menschen, die 
ihr Land aufgrund von Verfolgung, 
Krieg oder Menschenrechtsverlet-
zungen ver-lassen haben, auch psy-

chosoziale und psychotherapeuti-
sche Unterstützung einzubeziehen. 
Die Bewertung über notwendige Be-
handlungen sollte durch ausgebil-
detes Fachpersonal erfolgen.

• eine gezieltere Steuerung der Ver-
teilung von Asylbewerbern und 
Flüchtlingen auf die Kommunen. 
Wer erkennbar kein Bleiberecht in 
Deutschland erhalten kann, darf 
nicht auf die Kommunen verteilt 
werden. Wir erwarten, dass nur die 
Flüchtlinge auf Kommunen verteilt 
werden, die auch einen gesicherten 
Aufenthaltsstatus erlangt oder eine 
Aussicht darauf haben.

• ein stärkeres Engagement der Län-
der bei der Umsetzung der Asylent-
scheidungen. Wer keinen Aufent-
haltsstatus erlangt hat, muss kurz-
fristig in sein Heimatland 
zurückgeführt werden, sofern keine 

besonderen Hinderungsgründe 
vorliegen.

• eine Stärkung der Integrationsbe-
mühungen vor Ort. Jedem Flücht-
ling, der einen Aufenthaltsstatus er-
langt oder Aussicht darauf hat und 
zur Integration in einer Kommune 
aufgenommen worden ist, muss 
kurzfristig ausreichende Sprachför-
derung erhalten. Das Erlernen der 
deutschen Sprache ist Grundvor-
aussetzung für eine gelingende In-
tegration. Die Kommunen müssen 
bei der Sprachförderung stärker un-
terstützt werden. Daneben tritt aber 
auch ein frühzeitiges Bemühen um 
die Integration in den Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt. Hier hat das Mo-
dellprojekt „Early Intervention“ ers-
te gute Wege beschritten.

Berlin, 5. Mai 2015

Wir brauchen gesteuerte und qualifizierte Einwanderung
KPV-Bundesvorstand berät zur Entwicklung des Fachkräftebedarfs
von Ingbert Liebing, Bundesvorsit-

zender der KPV

Deutschland braucht Einwanderung. 
Wir müssen prüfen, ob die entspre-
chenden Regeln künftig in einem Ein-
wanderungsgesetz deutlicher zu fas-
sen sind. Dabei können wir auf ein 
bestehendes gutes Aufenthaltsrecht 
aufbauen. Doch es besteht Hand-
lungsbedarf, es fortzuentwickeln.

Für die Kommunen ist der Fach-
kräftemangel eine große Herausfor-
derung. Die örtliche Wirtschaft, aber 
auch die Verwaltungen, brauchen gut 
ausgebildete, leistungsstarke und 
integrationswillige Menschen — 
nicht nur aus der europäischen 
Union. Unser Ziel muss es sein, die 
Einwanderung besser zu steuern und 
gezielt qualifizierte Menschen 
bedarfsgerecht anzuwerben.

Laut aktueller Studien sinkt die 
Anzahl der erwerbsfähigen Personen 
bis 2035 um mehr als acht Millionen. 
Davon werden nicht nur Wirtschafts-
betriebe, sondern die meisten Land-
kreise und Gemeinden auch in ihren 
Verwaltungen betroffen sein.

Die Frage ist, wie die Menschen, 
die bis dahin in den Ruhestand gehen, 
ersetzt werden können. Für mittel-
ständische oder kleine Betreibe 
außerhalb der größeren Städte ist es 
schwierig, gut ausgebildete Fach-
kräfte zu bekommen, die auch blei-
ben. Attraktive Arbeitsplätze stehen 
zur Verfügung, aber dafür brauchen 
wir integrationswillige Einwanderer 
mit qualifizierter Ausbildung.

Kommunen, Kammern, Wirt-
schaftsverbände müssen gemeinsam 
mit der Bundesagentur für Arbeit  den 
regionalen Fachkräftebedarf ermit-
teln. Wir fordern die Bundesagentur 
für Arbeit mit ihrer zentralen Aus-
lands- und Fachvermittlung auf, stär-
ker auf die regionale Wirtschaft, die 
IHK und kommunale Verwaltung 
zuzugehen, um gezielter Fachkräfte 
anzuwerben und zu vermitteln.

Q
ue

lle
: w

w
w

.fl
ic

kr
.d

e 
- 

IN
SM

 -
 C

C 
B

Y-
N

D
 2

.0



6 | Kommunal relevant | Mai 2015

Wirtschaft und Finanzen

Was sind öffentlich private Partnerschaften?
Eine Alternative zur konventionellen Beschaffung
von Reinhold Sendker, stellvertre-

tender Vorsitzender des Ausschus-

ses für Verkehr und digitale Infra-

struktur

In Deutschland sind seit 2007 sieben 
ÖPP-Projekte realisiert worden. Sechs 
weitere Projekte befinden sich in der 
Ausschreibung bzw. sind in der kon-
kreten Planung. 

Die Öffentlich-Private-Partner-
schaft ist eine alternative Beschaf-
fungsvariante zur konventionellen 
Projektrealisierung. Sie bietet eine 
Chance, notwendige Projekte besser, 
zeitnah und wirtschaftlicher umzu-
setzen. Bei jedem potentiellen ÖPP-
Projekt muss und wird vorher genau 
bewertet, ob ÖPP überhaupt in 
Betracht kommt oder ob eine konven-
tionelle Beschaffung (= Realisierung 
der Planungsleistungen, des Bauens, 
des Erhaltens sowie in Teilen auch des 
Betriebs durch private Unternehmen, 
aufgeteilt in zahlreiche Fach- und 
Teillose und vollständige Finanzie-
rung über den Bundeshaushalt) vor-
teilhafter ist. Es ist auch wichtig fest-
zustellen, dass ÖPP keine 
Finanzierungsalternative, sondern 
eine Beschaffungsalternative dar-
stellt. ÖPP muss mindestens genauso 
wirtschaftlich sein wie die konventio-
nelle Beschaffungsvariante, sonst 
darf sie nicht zum Tragen kommen. 
ÖPP ist auch keine Beschaffungsalter-
native für kleine standardisierte Pro-
jekte. ÖPP ist eine andere Art, Leistun-
gen einzukaufen. Der Effizienzaspekt 
ist entscheidend.

Kernelement von ÖPP im Bundes-
fernstraßenbereich ist die Fokussie-
rung auf den Lebenszyklus des auszu-
bauenden Streckenabschnitts, 
kombiniert mit der Leistungserbrin-
gung aus einer Hand. Die Wertschöp-
fungskette aus Planen, Bauen, Erhal-
ten und Betreiben, verbunden mit 
einer darauf optimal zugeschnittenen 
Finanzierung, rückt in den Vorder-
grund, um eine wirtschaftliche Pro-
jekterledigung zu erzielen. Da der 
ÖPP-Auftragnehmer für alle genann-
ten, auf dem jeweiligen Streckenab-
schnitt anfallenden Leistungen 
zuständig ist, kann er bereits bei der 
Planung und auch bei der Durchfüh-

rung des Baus die betrieblichen 
Aspekte und die Belange der Erhal-
tung berücksichtigen und sein tech-
nisches Knowhow frühzeitig einbrin-
gen. Da der Auftragnehmer bei ÖPP 
für einen längeren Zeitraum für das 
Bauwerk verantwortlich ist, hat er ein 
großes Eigeninteresse an guter Bau-
qualität. Er ist nicht, wie sonst üblich, 
nach Ablauf der üblichen fünfjähri-
gen Gewährleistungsfrist aus der Haf-
tung entlassen.

Für Verkehrsbeeinträchtigungen in 
der Betriebs- und Erhaltungsphase 
muss der ÖPP-Auftragnehmer dem 
Auftraggeber bei den ÖPP-Projekten 
im Bundesfernstraßenbereich Abzüge 
für diese Nutzenreduzierung zahlen 
(auch „Verkehrsbeeinträchtigungs-
kosten“ genannt); dies gilt sowohl für 
die sog. A-Modelle mit verkehrsmen-
genabhängiger Vergütung als auch für 
die sog. Verfügbarkeitsmodelle. Wenn 
also beispielsweise ein Fahrstreifen 
wegen Bauarbeiten gesperrt ist, muss 
der Auftragnehmer dem öffentlichen 
Auftraggeber eine Art Strafzahlung 
leisten, gestaffelt nach dem Umfang 
und dem Zeitpunkt der Verkehrsbe-
einträchtigung. Folglich ist ÖPP auf 
eine starke Nutzerorientierung ausge-
richtet. Es wird auf ein zügiges und 
wirtschaftliches Bauen mit möglichst 
wenig Verkehrsbeeinträchtigung in 
der Betriebs- und Erhaltungsphase 
Wert gelegt. Ziel ist es, die Verfügbar-
keit der Strecke für die Nutzer mög-
lichst umfassend zu gewähren. Dieses 
sogenannte „Verfügbarkeitsmodell“ 
hat sich bewährt. Die Veränderungen 
im Vergütungsmechanismus — von 
der verkehrsmengenabhängigen Ver-
gütung bei den A-Modellen zum Ver-
fügbarkeitsmodel bei jüngeren Pro-
jekten — erfolgte aus Gründen der 
Praktikabilität und der Risikovertei-
lung. Die ersten ÖPP-Projekte mit 
einer verkehrsmengenabhängigen 
Vergütung stehen nun in der öffentli-
chen Kritik. Eine Kritik, die ihren 
Ursprung in einer Pressemitteilung 
des Bundesrechnungshofs hatte.

Wie wird die Kritik an ÖPP 

begründet, ist sie berechtigt?

Die Diskussion um die Öffentlich-
Privaten-Partnerschaften fokussiert 

sich auf drei Punkte:

1. Der Bundesrechnungshof (BRH) 
hat vermeintliche Mehrkosten bei 
fünf vergebenen ÖPP Verkehrsprojek-
ten in Höhe von insgesamt 1,9 Milli-
arden Euro festgestellt. In den Medien 
wird diese Zahl regelmäßig zitiert, 
ohne zu hinterfragen, welche Berech-
nungen der Bundesrechnungshof 
überhaupt angestellt hat. Leider 
erläutert der Rechnungshof nur teil-
weise, wie er zu der Zahl von 1,9 Milli-
arden Euro kommt. Seine Berechnun-
gen legt er nicht offen und beruft sich 
darauf, dass die Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen vertraulich sind und 
eine Veröffentlichung der Prüfungser-
gebnisse im Einzelnen die Vertrau-
lichkeit der Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung gefährden könne. Allein 1,4 
von den 1,9 Milliarden Euro führt der 
BRH auf zu niedrige Verkehrsprogno-
sen des Bundesverkehrsministeriums 
zurück und bezieht sich damit auf die 
Vergabe der Pilotprojekte mit ver-
kehrsmengenabhängiger Vergütung. 
Bereits zu Beginn der sogenannten 2. 
Staffel ÖPP hat das BMVI den Vergü-
tungsmechanismus fortentwickelt, es 
werden derzeit nur noch Projekte mit 
Verfügbarkeitsentgelt vergeben. Die 
vom Rechnungshof thematisierte 
Problematik erübrigt sich damit. 

Dennoch bleibt die Kritik an den 
Verkehrsprognosen überzogen und 
sachlich falsch. Seit 2009 fordert der 
BRH, das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur (BMVI) 
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solle die Verkehrsmengen-Prognose 
der Bieter mindestens in Teilen in die 
eigenen Berechnungen und Progno-
sen einbringen und bei der Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung zu 
Grunde legen. Die Bieter haben in der 
Regel deutlich höhere Verkehrsprog-
nosen angegeben als das Verkehrsmi-
nisterium. Der BRH hat vorgeschla-
gen, die Verkehrsprognose-Werte für 
die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
des BMVI zu mitteln. Die tatsächliche 
Verkehrsentwicklung liegt aber noch 
unter den Prognosen des BMVI. Nichts 
spricht daher für die vom Rechnungs-
hof vorgenommene Mittelung der 
Verkehrsprognosen. Ein Blick in den 
Bundeshaushalt untermauert zusätz-
lich, dass das Ministerium mit seinen 
Ausgabeprognosen für ÖPP sehr gut 
dasteht. So sind bis Ende 2013 667 
Millionen Euro verausgabt worden, 
vorausberechnet worden waren 665 
Millionen Euro. Wir sprechen also 
von einer Abweichung um 0,4 Prozent 
oder zwei Millionen Euro. Nicht 1,9 
Milliarden Euro, wie vom Bundes-
rechnungshof behauptet, sondern in 
der Ist-Rechnung bisher ganze zwei 
Millionen Euro Abweichung.

Die weiteren 500 Millionen Euro 
Mehrkosten, die der Rechnungshof in 
seinem Gutachten vom 4. Juni 2014 
nennt, können leider nicht nachvoll-
zogen werden. Der Rechnungshof ver-
weist auf methodische Mängel, die 
jedoch in den vom Rechnungshof 
geprüften Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen ganz überwiegend gar 
nicht zum Tragen kommen, also auch 
nicht nachvollziehbar sind.

2. Es gibt die immer wiederkeh-
rende Behauptung, ÖPP stelle eine 
Umgehung der Schuldenregel dar und 
generiere einen Schattenhaushalt: 
Dies ist ein Vorwurf, der gerne von 
grünen und linken Ideologen gespielt 
wird, der aber von Expertenseite ein-
hellig verneint wird: Weder der Bun-
desrechnungshof oder die Bundesre-
gierung noch die Vertreter der 
Bauindustrie und Andere kommen zu 
einem solchen Ergebnis. Die Gesamt-
ausgaben des Bundes für alle ÖPP 
Betreiberentgelte werden im Kapitel 
1209 des Bundeshaushalts ausgewie-
sen. Grundsätzlich ist ÖPP in Bezug 
auf Art. 115 GG daher verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden. Es ist 
festzuhalten, dass ÖPP keine Umge-
hung der Schuldenbremse darstellt 
und keinen Schattenhaushalt schafft.

3. Öffentlich-Private-Partnerschaf-
ten müssen transparenter werden. 
Die Forderung nach mehr Transpa-
renz ist nicht neu. Die christlich-libe-
rale Koalition hat dies schon im Jahr 
2013 in einem Antrag im Deutschen 
Bundestag formuliert. Klar ist aber 
auch, dass schützenswerte Daten ein-
zelner Bieter in einem Bieterverfah-
ren berücksichtigt werden müssen. 
Dies bestätigen uns auch die beteilig-
ten Unternehmen, die sich durchaus 
vorstellen können mehr Transparenz 
durch die Offenlegung der Verträge zu 
schaffen. Fraglich ist hingegen, ob 
auch die Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen veröffentlicht werden kön-
nen. Das BMVI ist im Interesse eines 
intensiven Wettbewerbs hier eher 
skeptisch, während Verbände und 

auch Unternehmen diesen Veröffent-
lichungen gegenüber, die jedoch die 
interne Kalkulation des öffentlichen 
Auftraggebers offen legen würden, 
nicht prinzipiell verschlossen sind. 
Mehr Transparenz schafft auch mehr 
Akzeptanz. Vor diesem Hintergrund 
ist es wichtig, jetzt mit allen Beteilig-
ten die Gespräche fortzuführen, um 
auszuloten, wie und wo die Transpa-
renz von ÖPP weiter erhöht werden 
kann, ohne die wirtschaftlichen 
Belange der öffentlichen Hand zu 
beeinträchtigen. Die Forderung nach 
mehr Transparenz darf sich aber nicht 
auf die ÖPP-Beschaffungsvariante 
verengen, sie muss sich konsequent 
auch auf die konventionelle Beschaf-
fungsvariante richten. Ebenso muss 
man sich der Frage stellen, wie denn 
eine öffentliche Ausschreibung ver-
läuft, wenn Teile des Ausschreibungs-
ergebnisses schon im Vorfeld bekannt 
gegeben werden.

Wie geht man nun mit diesen 

Vorwürfen um?

Auch vor dem Hintergrund ent-
sprechender Vereinbarungen im Koa-
litionsvertrag von CDU, CSU und SPD 
hat sich in den vergangenen Monaten 
eine interfraktionelle Arbeitsgruppe 
unter der Leitung der zuständigen 
Berichterstatter gebildet. Ziel war es, 
die öffentlich formulierte Kritik und 
weitere wichtige Fragen mit ausge-
wiesenen Fachleuten zu erörtern. Der 
Bundesrechnungshof, die Verkehrsin-
frastrukturfinanzierungsgesellschaft 
(VIFG), die DEGES (Deutsche Einheit 
Fernstraßenplanungs- und -bau 
GmbH), die ÖPP Deutschland AG, die 
Deutsche Bauindustrie (HDB) und das 
Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur waren in mehre-
ren Sitzungsterminen die Gesprächs-
partner. Neben den bereits angespro-
chenen Themen „1,9 Milliarden Euro 
Mehrkosten von ÖPP“, Einhaltung der 
Schuldenregel und Transparenz sind 
in diesem Zusammenhang auch die 
Zins- und Kapitalkosten, Fragen zur 
Vergleichbarkeit von ÖPP und kon-
ventioneller Beschaffung sowie die 
Frage der Mittelstandsfreundlichkeit 
diskutiert worden.

Zu den Aussagen der Experten zum 
Thema Verschuldungsregel ist bereits 
alles gesagt. Es war einhellige Mei-
nung, dass ÖPP keine Umgehung der 
Schuldenbremse darstellt und keinen 
Schattenhaushalt schafft.Q
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Beim Thema Zins- und Kapitalkos-
ten gehen die Meinungen zwischen 
Rechnungshof und den übrigen 
befragten Experten deutlich ausein-
ander. Während der Bundesrech-
nungshof annimmt, dass die Fremd-
kapitalzinsen für ÖPP-Projekte um bis 
zu vier Prozent über den Zinsen des 
Bundes liegen, geben alle anderen 
Befragten Zinskostendifferenzen von 
circa zwei Prozent an. Der BRH bezieht 
sich in seinen Annahmen auf die 
Finanzmarktberichte Nr. 9 und Nr. 10 
der VIFG. Die Berichte geben an, dass 
die Margen stabil zwischen 200 – 400 
Basispunkten für sämtliche europäi-
schen ÖPP-Finanzierungen liegen. Da 
Deutschland aber nicht mit Ländern 
wie Spanien oder Portugal am oberen 
Ende der Skala liegt, ist die Annahme 
des Rechnungshofes von vier Prozent 
sicherlich falsch. Beim ÖPP-Projekt 
A7 liegt die Zinsmarge aktuell sogar 
nur bei 1,4 Prozent. 

Der hier einseitige Vergleich der 
Finanzierungskosten verkennt 
zudem, dass die Zinshöhe bei den Pri-
vaten eine höhere Leistungssicher-
heit als bei der öffentlichen Finanzie-
rung und die Berücksichtigung von 
Projektrisiken abdeckt. Ein niedriger 
Zinssatz schaffe keine Anreize für die 
Verwaltung auf ein projektbezogenes 
Risikomanagement. Folgen sind län-
gere Bauzeiten, Kostenüberschreitun-
gen und Qualitätsmängel.

Die Vergleichbarkeit von Öffent-
lich-Privaten-Partnerschaften mit der 
konventionellen Beschaffung, also 
die Finanzierung und Ausführung 
durch den Bundeshaushalt und die 
öffentliche Verwaltung sind ein wei-
terer wichtiger Punkt: ÖPP schafft 
hohe Qualität im Bau und Betrieb, 
genaue Vorstellungen bezüglich der 
Kosten eines Projektes, eine termin-
gerechte Realisierung von Maßnah-
men, auch Großprojekte bleiben im 
Kostenrahmen und ÖPP stellt die 
Erhaltung und den Betrieb der Infra-
struktur auf in der Regel 30 Jahre 
sicher. Im Vergleich dazu mussten wir 
in der Vergangenheit bei der konven-
tionellen Beschaffung häufig erhebli-
che Kosten-, Zeitüberschreitungen 
und Qualitätsmängel beklagen. Die 
öffentliche Verwaltung ist in Deutsch-
land, mit einigen Ausnahmen, bei-
spielsweise des Freistaates Bayern, 
kaum noch in der Lage, Großprojekte 
so umzusetzen, wie es ÖPP vermag. Es 
fehlen ihr die personellen und fachli-

chen Kapazitäten. Feste Verträge, also 
die Möglichkeiten von Sanktionie-
rung und Kündigung sind Anreize, die 
es in der öffentlichen Verwaltung so 
nicht gibt. Die etwas höheren Finan-
zierungskosten bei ÖPP sind eine Art 
Versicherungsprämie für Kosten- und 
Terminüberschreitungen. Die These 
„ÖPP muss aufgrund höherer privater 
Finanzierungskosten per se teurer 
sein“ ist deshalb methodisch und fak-
tisch falsch.

Maßgeblich für die Auswahl der 
Beschaffungsvariante ist die Wirt-
schaftlichkeit, die durch Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen nachzuwei-
sen ist und bei der konventionelle 
und alternative Beschaffungsvariante 
wertneutral und ergebnisoffen gegen-
übergestellt werden. Ob sich mit ÖPP-
Modellen die erwarteten Vorteile auch 
realisieren lassen, kann nicht gene-
rell, sondern nur im Einzelfall mittels 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
geprüft und bewertet werden. Diese 
sollten nach einheitlichen Maßstäben 
und Verfahren erfolgen und eine 
umfassende, realistische Wirtschaft-
lichkeitsbeurteilung der betrachteten 
Beschaffungsvarianten ermöglichen. 
Vor diesem Hintergrund war es ein-
hellige Meinung in den Anhörungen 
der interfraktionellen Arbeitsgruppe, 
dass die Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen noch Verbesserungspotenti-
ale bieten: So müsse das Rechnungs-
wesen transparenter und die 
Datenbasis und -qualität verbessert 
werden. Das Verkehrsministerium hat 
sich dieser Kritik bereits angenom-
men und in Abstimmung mit dem 
Bundesfinanzministerium einen vor 
dem Hintergrund der bislang gesam-
melten Erfahrungen fortgeschriebe-

nen Leitfaden für die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung bei ÖPP im 
Bundesfernstraßenbereich vorgelegt. 
Neben der Aufnahme von Erläuterun-
gen zu den Verfügbarkeitsmodellen 
soll auch die Nutzenbetrachtung ver-
stärkt in die Untersuchungen mitein-
gehen. 

Das Thema Mittelstandsfreund-
lichkeit wird im Zusammenhang mit 
Öffentlich-Privaten-Partnerschaften 
ebenfalls kritisch kommentiert. Hier 
haben bereits Union und FDP in der 
letzten Legislaturperiode in ihrem 
Antrag klare Forderungen zu mehr 
Mittelstandsbeteiligung gestellt. 
Nach Schätzungen übernimmt der 
Mittelstand über 60 Prozent der Bau-
leistung im ÖPP-Bereich. Dies aller-
dings häufig im Nachunternehmerbe-
reich. Der Mittelstand ist der 
Wachstumsmotor in Deutschland. Es 
ist daher erklärtes Ziel, den Mittel-
stand zu stärken und ihm auch die 
Möglichkeiten zu geben, an ÖPP in der 
ersten Reihe zu partizipieren. So 
sollte beispielsweise über die Bieter-
entschädigung, über die Losgrößen 
der einzelnen Projekte oder über reine 
Erhaltungsmodelle neu nachgedacht 
werden. Es ist zu klären, ob und 
inwiefern ÖPP für den Mittelstand 
attraktiver werden kann.

Völlig zu kurz kommt in der öffent-
lichen Diskussion die volkswirt-
schaftliche Betrachtung der Beschaf-
fungsvarianten. Ja, es ist schon ein 
gewaltiger Unterschied, ob nun eine 
Autobahn 7 zwischen Hamburg und 
Bordesholm mit ÖPP in vier Jahren 
Bauzeit Erweiterung findet oder nach 
konventioneller Beschaffungsvari-
ante erst nach zwölf oder dreizehn 
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Jahren. Bei letzterer stehen die Men-
schen fast zehn Jahre länger im Stau, 
von den Kostennachteilen ganz zu 
schweigen. Im Übrigen frage ich 
ebenso kritisch nach, ob überhaupt 
und wenn ja in welcher Zeit die bisher 
so erfolgreich und schnell in Deutsch-
land angeschobenen ÖPP-Projekte 
durch konventionelle Bauweise 
erfolgt wären. Vieles wäre ohne ÖPP 
bis heute vermutlich noch nicht fertig 
gebaut.

Diejenigen, die ÖPP immer wieder 
und teils auch bewusst schlecht 
reden, sollten sich fragen, wie teuer 
denn ein Verkehrsprojekt wird, das 
konventionell bei einem Kostenfort-
schritt von 2,5 Prozent pro Jahr in 
zehn Jahren fertig gestellt werden 
kann. So sind wiederholte und über-
wiegend schlecht recherchierte Dar-
stellungen in den Medien, die ÖPP als 
„unwirtschaftliche“ und „teurere“ 

Variante abbilden, schlicht falsch. 

Wie ist der derzeitige Sachstand? 

Wie geht es weiter?

Bundesverkehrsminister Alexan-
der Dobrindt hat kürzlich eine weitere 
Staffel von ÖPP-Projekten angekün-
digt. Ich unterstütze dies vollumfäng-
lich. Wenn wir in Deutschland in der 
Verkehrsinfrastruktur mehr und 
schneller realisieren wollen, so ist 
ÖPP aktuell die Option, wichtige Neu- 
und Ausbaumaßnahmen zu begin-
nen! ÖPP-Erhaltungsmodelle, so zum 
Beispiel mit einem Projektpool, könn-
ten zukünftig eine Option für den 
regionalen Mittelstand darstellen.

Mit Öffentlich-Privaten-Partner-
schaften schaffen wir hohe Qualität, 
schnelle Durchführung der Projekte, 
Effizienz und Nutzerzufriedenheit. 
Wir entlasten die Verwaltung durch 
Konzentration der Aufgaben auf Koor-

dination und Kontrolle und können 
wichtige Impulse für die Weiterent-
wicklung der konventionellen und 
privaten Beschaffungsvarianten sam-
meln.

Die ersten ÖPP-Fernstraßenpro-
jekte waren bisher allesamt erfolg-
reich. Aber auch bei ÖPP-Projekten 
gibt es Verbesserungspotential, was 
zukünftig genauso intensiv betrachtet 
werden muss wie die Frage, ob bei der 
konventionellen Realisierung auch 
Weiterentwicklungen (Risiko, Lebens-
zyklusbertachtung, Rechnungswe-
sen, etc.) stattfinden. Dem gegenüber 
bleibt festzuhalten, dass die Landes-
straßenbauverwaltungen auf Grund 
der fehlenden Ressourcen zum gro-
ßen Teil gar nicht in der Lage sind, 
notwendige Großprojekte zeitnah zu 
realisieren.

Mehr Geld in kommunalen Kassen
Steuerschätzung prognostiziert positive Einnahmeentwicklung

Die Kommunen können auch weiter-
hin mit steigendem Anteil am 
Gesamtsteueraufkommen rechnen. 
Darauf deuten die Ergebnisse der 
Steuerschätzung im Mai 2015 hin. Die 
auf Wachstum ausgerichtete Politik 
des Bundes wirkt sich weiterhin posi-
tiv auf die Finanzen der Kommunen 
aus.

Das Ergebnis der Steuerschätzung 
im November 2014 hatte bereits 
bestätigt: Landkreise, Städte und 
Gemeinden werden auch zwischen 

2014 und 2018 besonders von der 
kommunalfreundlichen Politik der 
unionsgeführten Bundesregierung 
profitieren. Das zeigt der Vergleich 
mit Ist-Steuereinnahmen von Land-
kreisen, Städten und Gemeinden des 
Jahres 2013. Die jährlichen Steuerein-
nahmen der Kommunen werden 
gegenüber dem Ist-Wert für 2013 von 
84,5 Milliarden Euro jedes Jahr weiter 
steigen. Für 2018 haben die Schätzer 
zwar mit 100,7 Milliarden Euro an 
kommunalen Steuereinnahmen die 
Schätzung vom Mai 2014 leicht nach 

unten korrigieren müssen — für das 
Jahr 2019 aber einen weiteren Anstieg 
auf 104,5 Milliarden Euro errechnet. 
Dies ist ein Zuwachs des jährlichen 
Steueraufkommens um 20 Milliarden 
Euro oder über 21 Prozent innerhalb 
von sechs Jahren!

Mit der Steuerschätzung vom Mai 
2015 wurden die Prognosen für die 
Jahre 2015 bis 2018 nochmals ange-
hoben: Die Kommunen können dem-
nach in diesem Jahr mit Steuerein-
nahmen in Höhe von 91,3 Milliarden 
Euro rechnen. In den Jahren 2016 bis 
2019 liegen die prognostizierten Ein-
nahmen bei 94,8 Milliarden Euro 
(2016), 98,3 Milliarden Euro (2017) 
und 101,2 Milliarden Euro (2018 — 
gegenüber der Steuerschätzung vom 
November 2014 ist dies ein Plus in 
Höhe von 500 Millionen Euro). Im 
Jahr 2019 sollen nach den jetzt vorlie-
genden Zahlen die Steuereinnahmen 
der Kommunen auf 104,8 Milliarden 
Euro steigen. Das sind nochmals 300 
Millionen Euro mehr gegenüber der 
Steuerschätzung vom November 
2014. 
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Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen
Kommunale Entlastung darf nicht unter die Räder kommen
Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang 
Schäuble hat Ende April 2015 einen 
weiteren Vorschlag zur Neuordnung 
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 
vorgelegt:

• Stufenweiser Abbau des Solidari-
tätszuschlags nach 2020. 

• Der Finanzausgleich wird transpa-
renter und anreizgerechter durch 
die Abschaffung des Umsatzsteuer-
vorausgleichs, die vollständige 
Berücksichtigung der kommunalen 
Steuerkraft im Länderfinanzaus-
gleich und die Einführung eines 
linearen Ausgleichstarifs im Län-
derfinanzausgleich.

• Zinshilfen an die Länder Saarland 
und Bremen.

• Entflechtungsmittel und GVFG-
Bundesprogramm werden über das 
Jahr 2020 hinaus in unveränderter 
Höhe fortgeführt.

• Aufgabenwahrnehmung und Finan-
zierung sachgerecht weiterentwi-
ckeln durch beschränkte Gesetzge-
bungskompetenzen der Länder bei 
der Eingliederungshilfe, den Hilfen 
zur Erziehung sowie anderen Sozi-
alleistungen, die in der Finanzie-
rungsverantwortung der Länder lie-
gen. Ziel ist es, Besonderheiten der 
einzelnen Länder und Kommunen 
besser berücksichtigen zu können.

• Verwaltung der Bundesautobahnen 
und Bundesfernstraßern neu 
regeln.

• Stärkung des Stabilitätsrates. 

• Entlastung der Kommunen ab 2018. 
Für die im Koalitionsvertrag festge-
legte Entlastung der Kommunen 
um fünf Milliarden Euro ab 2018 
soll noch ein Transferweg festgelegt 
werden. Dieser soll eine zielgenaue 
Entlastung der Kommunen gewähr-
leisten und die Voraussetzungen 
für eine sachgerechte Fortentwick-
lung der Aufgaben- und Finanzie-
rungsverantwortung im Sozialbe-
reich schaffen.

Der Deutsche Landkreistag hat 
anlässlich der Auseinandersetzungen 
um die passende Architektur der 
künftigen Bund-Länder-Finanzbezie-

hungen davor gewarnt, diese Fragen 
mit der finanziellen Entlastung der 
Kommunen zu vermengen. Hauptge-
schäftsführer Prof. Dr. Hans-Günter 
Henneke sagte: „Das eine Thema hat 
mit dem anderen nichts zu tun. Hier 
darf nichts verwischt werden. Wichtig 
ist, dass die kommunale Entlastung 
so unter den Kommunen verteilt 
wird, dass diejenigen mit den höchs-
ten notwendigen bundesveranlassten 
Sozialausgaben auch am meisten 
davon haben“, sagte er. Insofern 
müsse die Stärkung der Kommunen 
auch dort ankommen, wo die Haupt-
lasten entstünden. Damit würden im 
Ergebnis die Kommunen der Länder 
begünstigt, die unter hohen sozialen 
Lasten litten. „Das wäre ein ausgewo-
genes Gesamtpaket. Über diese Bande 
könnte damit die Kommunalentlas-
tung sogar zum Kitt in der kontrover-
sen Debatte um die Neuregelung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen 
werden, weil sowohl wirtschafts-
starke als auch Länder mit hohen 
Soziallasten etwas davon hätten“, so 
Henneke abschließend.

Derweil hat die Senatsverwaltung 
für Finanzen des Landes Berlin auf 
zwei Gutachten hingewiesen, wonach 
die kommunale Finanzkraft vollstän-
dig im Länderfinanzausgleich zu 
berücksichtigen ist. Zu diesem Ergeb-
nis kommen Gutachten, die im Auf-
trag der Länder Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Niedersachsen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen 
erstellt wurden. 

Autoren der Gutachten sind Profes-
sor Dr. Joachim Wieland (Deutsche 
Universität für Verwaltungswissen-

schaften Speyer) und Professor Dr. 
Thomas Lenk (Universität Leipzig).

Prof. Dr. Wieland plädiert dafür, 
dass die Verzerrungen im Länderfi-
nanzausgleich, die sich aus einer nur 
teilweisen Berücksichtigung der kom-
munalen Finanzkraft ergeben hätten, 
angesichts der weit auseinander klaf-
fenden Steuerkraft der Kommunen 
nicht länger hingenommen werden.

Bisher wird die kommunale 
Finanzkraft zu 64 Prozent im Länder-
finanzausgleich angerechnet. Finanz-
starke Länder mit ihren finanziell bes-
ser situierten Gemeinden werden 
„ärmer gerechnet“ als es ihrer tatsäch-
lichen Finanzkraft entspricht, wäh-
rend finanzschwache Länder mit 
ihren überwiegend finanzschwachen 
Gemeinden „reicher“ dargestellt wer-
den, als sie in Wirklichkeit sind. Die 
Gutachter legen dar, dass bei der 
Ermittlung der Finanzkraft der Länder 
eine vollständige Einbeziehung ihrer 
Gemeinden sowohl verfassungsrecht-
lich als auch aus finanzwissenschaft-
licher Sicht geboten ist. Nur dadurch 
könnten die tatsächlichen Finanz-
kraftunterschiede zwischen den Län-
dern in ihrem vollen Ausmaß erfasst 
und in einem zweiten Schritt ange-
messen ausgeglichen werden. Prof. 
Dr. Lenk empfiehlt, bei einer Neuge-
staltung der Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen eine vollständige und dau-
erhafte Einbeziehung der 
kommunalen Finanzkraft in den Län-
derfinanzausgleich vorzunehmen.

weitere Informationen: www.ber-
lin.de/sen/finanzen/presse/presse-
m i t t e i l u n g e n / p r e s s e m i t t e i -
lung.312922.php
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Städtebauförderung

Erstmaliger Tag der Städtebauförderung
Mit den Bürgern Städte und Gemeinden lebenswert gestalten
Am 9. Mai 2015 fand erstmals ein 
bundesweiter Tag der Städtebauförde-
rung statt. 

Die Städtebauförderung ist eine 
Erfolgsgeschichte. Seit über 40 Jahren 
konnten mit der Förderung von Bund 
und Ländern mehr als 7.700 Maßnah-
men in mehr als 3.200  Kommunen 
realisiert werden. Dazu zählen unter 
anderem die Stärkung von Zentren 
und Quartieren, die Gestaltung öffent-
licher und urbaner Räume, die Erhal-
tung historischer Bausubstanz und 
regionaler Baukultur sowie die Ver-
besserung der Infrastruktur.

Grundlage der Städtebauförderung 
sind regelmäßige städtebauliche Ent-
wicklungskonzepte. Bei deren Erar-
beitung ist die Beteiligung einer brei-
ten Öffentlichkeit von besonderer 
Bedeutung. Sie bietet  Bürgern sowie 
Partnern aus Wirtschaft und Gesell-
schaft Gelegenheit, sich aktiv in die 
Stadtentwicklungspolitik einzubrin-

gen. Der Tag der Städte-
bauförderung soll über die 
Möglichkeiten der Bürger-
beteiligung informieren 
und zum Mitmachen moti-
vieren.

Die Bundesregierung hat 
die Städtebauförderung auf 
700 Millionen Euro pro Jahr 
erhöht. Ein Großteil der 
Mittel sowie der Folgein-
vestitionen fließen in die 
regionale Wirtschaft. Das 
schafft und sichert Arbeits-
plätze im Bauhandwerk.

Die Städtebauförderung 
wird auch in Zukunft an 
neue Herausforderung 
angepasst. Die Koalitions-
fraktionen haben dazu 
einen Maßnahmenkatalog 
erarbeitet.

Immobilien — Förderung des Bundes
Länder und Kommunen können verbilligt Immobilien erwerben
Der Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages hat am 22. April 
2015 die Richtlinie für die verbilligte 
Abgabe von ehemaligen Militärlie-
genschaften (Konversionsgrundstü-
cke) beschlossen. Erwerbsberechtigt 
sind Gebietskörperschaften, privat-
rechtliche Gesellschaften/Unterneh-
men, Stiftungen und Anstalten, an 
denen diese mehrheitlich beteiligt 
sind.

Auf Grund der Neuausrichtung der 
Bundeswehr sowie des Abzugs aus-
ländischer Streitkräfte wird sich in 
den nächsten Jahren die Nutzung von 
mehr als 35.000 Hektar Fläche ändern. 
Es geht um Kasernen, Truppen-
übungsplätze und Kreiswehrersatz-
ämter, aber auch um Schulen, Kinder-
gärten und Wohngebäude. Der 
Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages hat den Kommunen 

bereits im März 2012 eine Erstzu-
griffsoption für den Kauf ermöglicht. 
Sie können so der Herausforderung 
besser begegnen und behalten den 
kompletten Prozess von der Planung 
bis zur Vermarktung in einer Hand.

Mit dem Beschluss des Haushalts-
ausschusses über eine Richtlinie zur 
verbilligten Abgabe von Konversions-
grundstücken hat die Koalition ein 
weiteres wichtiges Instrument zur 
Stärkung der Kommunen auf den Weg 
gebracht. Wir setzen damit eine Ver-
einbarung des Koalitionsvertrages 
um. Die Kommunen können Konver-
sionsliegenschaften nun unterhalb 
des Verkehrswertes erwerben und für 
am Gemeinwohl orientierte Aufgaben 
nutzen. Dazu zählt insbesondere der 
Erwerb zur Unterbringung von Flücht-
lingen und Asylbewerbern. Weitere 
wichtige Nutzungsarten sind unter 

anderem die soziale Wohnraumförde-
rung und Einrichtungen des öffentli-
chen Bildungswesens.

Die Höhe des Kaufpreisabschlages 
liegt grundsätzlich bei maximal 
250.000 Euro. Bei Nutzung zur Unter-
bringung von Flüchtlingen und Asyl-
bewerbern kommt ein zusätzlicher 
Abschlag von maximal 100.000 Euro 
hinzu. Das Gesamtvolumen der 
gewährten Nachlässe beträgt 100 Mil-
lionen Euro für die nächsten vier 
Jahre und gilt für das gesamte Haus-
haltsjahr rückwirkend seit dem 1. 
Januar 2015. Alle weiteren Hilfen für 
die Gemeinden bleiben unverändert 
bestehen.

Der Beschluss des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages 
ist ein deutliches Zeichen für die Ent-
lastung der Länder und Kommunen 
durch den Bund.

Wirtschaft und Finanzen
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Förderprogramme

Nationale Klimaschutzinitiative des Bundes
Neue Förderung für Vorreiter-Kommunen im Klimaschutz

Das Bundesumweltministerium hat 
im Rahmen der Nationalen Klima-
schutzinitiative eine neue Richtlinie 
zur Förderung von Klimaschutz in 
sogenannten Masterplan-Kommunen 
veröffentlicht. Diese Kommunen ver-
folgen einen Masterplan, mit dem sie 
ihre Treibhausgasemissionen bis 
2050 um 95 Prozent gegenüber 1990 
senken wollen. 

Bundesumweltministerin Barbara 
Hendricks: „Die Masterplan-Kommu-
nen sind für uns auf nationaler Ebene 
die besten Beispiele, wie Klimaschutz 
vor Ort umgesetzt werden kann. Sie 
sind Leuchttürme unter den im Kli-
maschutz aktiven Kommunen und 
stehen mit ihren langfristigen Zielen 
bis zum Jahr 2050 als verlässliche 
Partner an unserer Seite. Mit der Mas-
terplan-Richtlinie setzten wir die För-

derung von Premium-Leistung im 
kommunalen Klimaschutz fort.“ 

Der „Masterplan“ verfolgt den 
Anspruch, Kommunen dabei zu 
unterstützen, Strukturen innerhalb 
und außerhalb der Kommune zu etab-
lieren, die langfristig die Umsetzung 
von Klimaschutzmaßnahmen ermög-
lichen. Mit der nun veröffentlichten 
Förderrichtlinie wird an die beste-
hende Förderung von Masterplan-
Kommunen angeknüpft. Seit 2012 
werden 19 Kommunen mit dem Pro-
gramm „Masterplan 100 Prozent Kli-
maschutz“ gefördert. 

Bewerben können sich zum einen 
neue Masterplan-Kommunen. Sie 
erhalten für die vierjährige Pro-
grammlaufzeit, die am 1. Juli 2016 
starten soll, eine Förderung von bis zu 
80 Prozent ihrer förderfähigen Ausga-

ben für die Erstellung des Masterplans 
und das Masterplanmanagement. 
Ebenso wird eine ausgewählte Maß-
nahme mit bis zu 200.000 Euro geför-
dert. Die Masterplan-Kommunen 
erhalten wissenschaftliche Unterstüt-
zung durch ein Begleitvorhaben. Das 
Antragsverfahren verläuft zweistufig. 
Stichtag zur Skizzeneinreichung ist 
der 31. August 2015.  

Zum anderen können auch die bis-
herigen Masterplan-Kommunen eine 
Verlängerung des Projekts um zwei 
Jahre beantragen, um ihre bereits 
geschaffenen Strukturen zu festigen 
und die Einbeziehung der Zivilgesell-
schaft in den Masterplan-Prozess zu 
verstärken. Sie sollen mit ihrer Exper-
tise den neuen Masterplan-Kommu-
nen unterstützend zur Seite stehen.

Gleichstellung von Menschen mit Behinderung
Barrierefreie Stäste und Gemeinden machen den Alltag leichter

Am 5. Mai fand der „Europäische Pro-
testtag zur Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen“ statt. An 
der Schlusskundgebung am Branden-
burger Tor hat auch die Unionsfrak-
tion teilgenommen.

Der „Europäische Protesttag zur 
Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderungen“ hat in diesem Jahr 
auf das Thema Barrierefreiheit auf-
merksam gemacht. Barrierefreiheit ist 
eine Voraussetzung für die Teilhabe 
von Menschen mit unterschiedlichen 

Beeinträchtigungen am gesellschaft-
lichen Leben. Daher hat der Bund in 
diesem Jahr bereits ein Städtebauför-
derprogramm auf den Weg gebracht, 
das auch Maßnahmen für mehr Barri-
erefreiheit vorsieht. Insgesamt wird 
der Bund 650 Millionen Euro investie-
ren, um Länder und Kommunen bei 
dieser Aufgabe zu unterstützen. Auch 
der vor Kurzem beschlossene Investi-
tionsförderungsfonds des Bundes für 
finanzschwache Kommunen in Höhe 
von 3,5 Milliarden Euro kann für den 
Abbau von Hindernissen eingesetzt 
werden.

Inklusion ist ein Prozess, der Zeit 
braucht und einiges an Investitionen 
erfordert. Aus Sicht der Union sollten 
alle Förderprogramme an das Krite-
rium Barrierefreiheit geknüpft wer-
den. Von modernen Sozialräumen 
ohne Hürden profitieren schließlich 
alle Bürgerinnen und Bürger.Q
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Asyl- und Flüchtlingspolitik

Deutscher Engagementpreis 2015 ausgeschrieben
Preis zeigt Auszeichnungsvielfalt für freiwilliges Engagement

Der Deutsche Engagementpreis ist der 
Dachpreis für freiwilliges Engage-
ment. Rund 500 verschiedene Ehrun-
gen gibt es für die 23 Millionen bür-
gerschaftlich engagierten Menschen 
in Deutschland. Sie alle verdienen 
unsere besondere Wertschätzung, 
denn sie gestalten aktiv unser 
Gemeinwohl. Um zu zeigen, wie 
wichtig die Anerkennung dieser Men-
schen, Initiativen und Projekte ist, 
sind die Preisträgerinnen und Preis-
träger der bestehenden Engagement- 
und Bürgerpreise für den Deutschen 
Engagementpreis nominiert. 

Das Onlineportal des Deutschen 
Engagementpreises stellt aktuelle 
Projekte und Initiativen engagierter 
Menschen, Organisationen, Verwal-
tungen und Unternehmen vor, die 
sich vorbildlich für das Gemeinwohl 
einsetzen. In der Datenbank Preise-
landschaft sind alle Auszeichnungen 
für bürgerschaftliches Engagement 
anhand verschiedener Kriterien 
recherchierbar. 

Der Deutsche Engagementpreis 
würdigt das bürgerschaftliche Enga-
gement der Menschen in unserem 
Land und all jene, die dieses Engage-
ment durch die Verleihung von Prei-
sen sichtbar machen. Gemeinsam 
stärken wir eine Kultur der Wertschät-
zung. Engagierte Menschen sollen 
motiviert werden, sich bei den zahl-
reichen Preisen um eine Auszeich-
nung zu bewerben. Bislang noch nicht 
engagierte Menschen möchte der 
Deutsche Engagementpreis anregen, 
sich freiwillig zu engagieren.

Wettbewerb

Eine Eigenbewerbung für den 
Deutschen Engagementpreis ist nicht 
möglich. Alle Ausrichter von Bürger- 
und Engagementpreisen, deren Aus-
zeichnung den Relevanzkriterien des 
Deutschen Engagementpreises ent-
spricht, erhalten eine Einladung, ihre 
Preisträgerinnen und Preisträger ins 
Rennen um den Deutschen Engage-
mentpreis zu schicken. Sämtliche 
dem Projektbüro übermittelten Preis-
trägerinnen und Preisträger von Enga-
gementauszeichnungen des laufen-
den Wettbewerbjahres (Juli 2014 bis 

Juni 2015) erhalten dann vom Projekt-
büro Nachricht über ihre Nominie-
rung.

Kategorien

Der Deutsche Engagementpreis 
wird in fünf Kategorien verliehen, die 
jeweils mit 5.000 Euro dotiert sind 
und die verschiedenen Handlungsfel-
der freiwilligen Engagements wider-
spiegeln:

• Chancen schaffen: Engagement in 
den Bereichen Bildung, Jugendför-
derung, Sport, Weiterbildung, Men-
toring, Integration, Flüchtlinge & 
Asyl, religiöse Gemeinschaften

• Leben bewahren: Engagement in 
den Bereichen Umwelt, Nachhaltig-
keit, Natur, Denkmalschutz, Medi-
zin, technische Hilfeleistung, 
Gesundheit, Prävention sowie 
(inter-) nationale Katastrophen- 
und Nothilfe 

• Generationen verbinden: Engage-
ment in den Bereichen Generatio-
nen, Demografie, Alter und Hospiz, 
Sorgende Gemeinschaften

• Grenzen überwinden: Engagement 
in den Bereichen Inklusion, Kultur, 
Völkerverständigung, Friedensar-
beit und internationale Projekte

• Demokratie stärken: Engagement in 
den Bereichen Demokratie, Men-
schenrechte, politisches Engage-
ment, Partizipation, Engagement-
förderung und Beteiligungskultur

Eine Jury wählt die Preisträgerin-
nen und Preisträger aus. Alle anderen 
Einreichungen stehen im Herbst beim 
öffentlichen Online-Voting für den 
mit 10.000 Euro dotierten Publikums-
preis zur Wahl.

Jury

Die Jury des Deutschen Engage-
mentpreises ist besetzt mit Vertrete-
rinnen und Vertretern des Bündnisses 
für Gemeinnützigkeit, weiteren hoch-
karätigen Expertinnen und Experten 
des Dritten Sektors und den Medien, 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern sowie jeweils einer Vertre-
tung der drei fördernden Institutio-
nen. Über den Publikumspreis 

entscheiden die Bürgerinnen und 
Bürger mittels eines öffentlichen 
Online-Votings. 

Preisverleihung

Jedes Jahr um den internationalen 
Tag des Ehrenamtes, den 5. Dezember, 
werden die Gewinnerinnen und 
Gewinner des Deutschen Engage-
mentpreises im Rahmen einer festli-
chen Preisverleihung in Berlin ausge-
zeichnet. 

Initiator, Förderer und Partner

Initiator des Deutschen Engage-
mentpreises ist das Bündnis für 
Gemeinnützigkeit, ein Zusammen-
schluss von großen Dachverbänden 
und unabhängigen Organisationen 
des Dritten Sektors sowie von Exper-
tinnen und Experten und Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern. 
Das Projekt Deutscher Engagement-
preis ist beim Bundesverband Deut-
scher Stiftungen angesiedelt. 

Förderer des Deutschen Engage-
mentpreises sind das Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, der Generali Zukunfts-
fonds und die Deutsche Fernsehlotte-
rie. Zahlreiche Partner aus den Medien 
und zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen unterstützen den Deutschen 
Engagementpreis.

Geschichte

Der Deutsche Engagementpreis 
wurde erstmals 2009 im Rahmen der 
Kampagne „Geben gibt.“ ausgelobt, 
die von zahlreichen gemeinnützigen 
Verbänden und Organisationen initi-
iert war. Die Kampagne stärkte die 
öffentliche Wahrnehmung von bür-
gerschaftlichem Engagement. Sie för-
derte die Motivation zu freiwilligem 
Engagement und zeichnete Men-
schen, Organisationen und Unterneh-
men mit dem Deutschen Engage-
mentpreis aus, die sich vorbildlich für 
das Gemeinwohl einsetzen. 

weitere Informationen: 
www.deutscher-engagementpreis.de/
mitmachen/teilnahme-infos/
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Aus den Ländern

Nordrhein-Westfalen
CDU-Landtagsfraktion fordert Finanzagentur für Kommunen
Die CDU-Fraktion im Landtag von 
Nordrhein-Westfalen (NRW) hat den 
Vorschlag gemacht, eine nordrhein-
westfälische kommunale Finanz-
agentur zu gründen. Sie soll die Kom-
munen bei der Professionalisierung 
des Zins- und Schuldenmanagements 
unterstützen und für die Bündelung 

der Finanzierungsinteressen — insbe-
sondere kleinerer Kommunen — auf 
dem Kapitalmarkt zuständig sein. 
Ausgestattet werden könnte eine sol-
che Agentur mit Mitarbeitern der 
NRW.BANK.

„Eine Orientierung könnte an 
bereits existierenden kommunalen 

Emissionszentralen erfolgen (so etwa 
an der ‚Kommunalen Finanzagentur 
Mecklenburg-Vorpommern‘ oder der 
Darlehensgemeinschaft der Rhein-
land-Pfälzischen Landkreise)”, heißt 
es in einem entsprechenden Antrag 
der CDU-Fraktion.

Nordrhein-Westfalen — Bildungs- und Teilhabepaket
Neuer Verteilungsschlüssel beschlossen
Mittagessen in der Kita, Schulaus-
flüge, Musikunterricht: Wenn das 
Geld dafür in Familien nicht aus-
reicht, können sie bei der Kommune 
einen Zuschuss aus dem Topf der Bil-
dungs- und Teilhabe-Mittel des Bun-
des beantragen. Bisher wurden diese 
Mittel über die Länder pauschal an 
Städte und Gemeinden verteilt, unab-
hängig von deren tatsächlichen Aus-
gaben.

In NRW hat das für die Verteilung 
zuständige Arbeitsministerium in 
Nordrhein-Westfalen eine Prüfung 
verschiedener Alternativen in Auftrag 
gegeben. Ergebnis: Künftig soll anders 
verteilt werden — und zwar orientiert 
an den Ausgaben des Vorjahres.

Da verfassungsrechtlich keine 
direkten Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Kommunen möglich 
sind, können die Mittel aus dem Bil-
dungs- und Teilhabe-Topf (BuT) nicht 
direkt vom Bund an die Kommunen 
verteilt werden, sondern nur über die 
Landesregierungen. Der Bund stockt 
daher einen anderen Mitteltopf der 
Länder — denjenigen für die Finan-
zierung der Unterkunft und Heizung 
im Bereich der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende (SGB II), genannt KdU 
für Kosten der Unterkunft — um 
einen bestimmten Prozentwert auf. 
Dieses Geld muss dann vom Land auf 
die einzelnen Kommunen verteilt 
werden, wobei ein gewisser Spiel-
raum zur politischen Ausgestaltung 
besteht. „Die bisherige Lösung — Zah-
lung proportional zu den KdU-Mitteln 
— ist aber offensichtlich in Zweifel 
geraten“, erklärt Nicolai Bissantz von 

der Ruhr-Universität Bochum. „Denn 
dies führt dazu, dass Kommunen mit 
einer hohen BuT-Förderquote unter 
Umständen weniger Geld erhalten, 
wogegen Kommunen, die wenig Geld 
für BuT ausgeben, mehr Geld erhalten 
als vor Ort für Bildungs- und Teilhabe-
leistungen benötigt wird.“

Deshalb wurde die Ruhr-Universi-
tät Bochum mit einem mathemati-
schen Vergleich der Wirkung ver-
schiedener Verteilungsmechanismen 
des Geldes auf die einzelnen Kommu-
nen  beauftragt. „Verschiedene Mecha-
nismen erfüllen in unterschiedli-
chem Maße Ziele wie eine 
angemessene, aufwandsnahe Zuwei-
sung beziehungsweise einen Anreiz 
zu einer expansiveren oder restrikti-
veren Leistungsgewährung durch die 
Kommunen an die Zuwendungsbe-
rechtigten“, sagt Holger Dette von der 

Ruhr-Uni.  Die Ergebnisse der Studie 
zeigen deutliche Unterschiede in der 
Höhe der Zuwendungen an die einzel-
nen Kommunen im Vergleich zu ihren 
Aufwendungen.

Die Politik hat reagiert und in der 
gesetzlichen Neuregelung  ein in der 
Studie untersuchtes Konzept zu 
Grunde gelegt: Nunmehr müssen 
Kommunen bis zum 15. März eines 
Jahres ihre Vorjahresausgaben an 
BuT-Mitteln ans Land melden und 
erhalten dann eine entsprechende 
neue Mittelzuweisung rückwirkend 
zum Jahresbeginn. Damit soll eine 
eine höhere Verteilungsgerechtigkeit 
erreicht werden, ohne dass  Mehrkos-
ten oder ein größerer Verwaltungsauf-
wand entstünden.
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Mecklenburg-Vorpommern
Bürgermeisterwahlen mit weitgehend positivem Ausgang
In neun Städten in Mecklenburg-Vor-
pommern wurden am 26. April 2015 
die Bürgermeister neu gewählt. Die 
CDU kann mit dem Ergebnis insge-
samt zufrieden sein, aber es ist auch 
ein großer Wermutstropfen dabei.

Der Kandidat der CDU, Dr. Alexander 
Badrow, konnte seine Position als 
Oberbürgermeister in Stralsund mit 
einem beeindruckenden Wahlergeb-
nis von 65,1 Prozent festigen. Badrow 
ist seit 2008 Oberbürgermeister der 
Hansestadt.

Auch in Grimmen stellt die CDU wei-
terhin den Bürgermeister. Amtsinha-
ber Benno Rüster konnte 83 Prozent 
der Stimmen auf sich vereinigen, 
Gegenkandidat Armin Latendorf (Die 
Linke) erreichte rund 17 Prozent.

Am 10. Mai 2015 wurde in vier Städ-
ten in einer Stichwahl ein neues Stad-
toberhaupt gewählt. 

In Parchim (Landkreis Ludwigs-
lust-Parchim) setzte sich Dirk Flörke 
in der Stichwahl um das Amt des Bür-

germeisters durch. Der Stadtpräsident 
von Parchim, der als Parteiloser für 
die CDU angetreten war, kam auf 55,6 
Prozent der Stimmen, seine Kontra-
hentin, die Einzelbewerberin Birgit 
Alisch holte 44,4 Prozent der Stim-
men. Flörke tritt die Nachfolge von 
Bernd Rolly (SPD) an, der aus Alters-
gründen aus dem Amt scheidet. Die 
Wahlbeteiligung lag bei der Stichwahl 
bei 34,6 Prozent.

In Malchow (Kreis Mecklenburgi-
sche Seenplatte)gewann René Putzar 
(FDP) im zweiten Wahlgang knapp 
mit 50,57 Prozent das Rennen um den 
Bürgermeisterposten. Stadtpräsiden-
tin Elke Annette Schmidt (Linke) kam 
auf 49,43 Prozent der Stimmen und 
lag damit nur 34 Stimmen hinter 
Putzar.

Noch knapper ging das Ergebnis in 
Greifswald aus: Während der CDU-
Kandidat Jörg Hochheim, Bausenator 
in Greifswald und auch Mitglied des 
Bundesvorstandes der Kommunalpo-
litischen Vereinigung der CDU und 

CSU Deutschlands (KPV), im ersten 
Wahlgang am 26. April 2015 in der 
Hansestadt nur knapp mit 49,7 Pro-
zent der Stimmen an einem Wahlsieg 
vorbeischrammte, musste er sich jetzt 
in der Stichwahl mit nur 15 Stimmen 
Differenz geschlagen geben. Es siegte 
der von einem Bündnis von Linken, 
SPD, Grünen und Piraten gestützte 
Stefan Fassbinder (Grüne).

In Malchin gewann Axel Müller auf 
Anhieb im ersten Wahlgang. Der von 
Unternehmern nominierte Müller 
mit CDU-Parteibuch erhielt 58,75 Pro-
zent der Stimmen. Der vom CDU-
Ortsverbad aufgestellte Stadtpräsi-
dent Andreas Hammermüller kam auf 
10,79 Prozent, Stadtvertreter Rene 
Malgadey (SPD) auf 11,78 Prozent und 
Imre Trebbin (Wählerbündnis) auf 
18,68 Prozent. Der bisherige Bürger-
meister Jörg Lange war nach 21 Jahren 
im Amt nicht wieder angetreten. Die 
Wahlbeteiligung lag bei 52,4 Prozent.

Rheinland-Pfalz
Anke Beilstein bleibt KPV-Landesvorsitzende
Mit 98,04 Prozent der abgegebenen 

Stimmen ist die amtierende Landes-
vorsitzende der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung der CDU (KPV) in 
Rheinland-Pfalz, Anke Beilstein MdL, 
auf der Landesversammlung wieder-
gewählt worden. Als Stellvertreter 
wurden gewählt: Joachim Christmann 
(Trier) und Dr. Stefan Spitzer (Kusel). 
Schatzmeister bleibt Hans-Gerd Hen-
kel (Lahnstein).

Zu den ersten Gratulanten gehör-
ten der Bundesvorsitzende der KPV, 
Ingbert Liebing, und die Landesvorsit-
zende der CDU Rheinland-Pfalz, Julia 
Klöckner. „Ich freue mich über die 
erneute Wahl von Anke Beilstein zur 
Vorsitzenden der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung in Rheinland-
Pfalz. Herzlichen Glückwunsch, liebe 
Anke!“, gratulierte Klöckner.

„Anke Beilstein ist die ‚Stimme der 

Kommunen‘ im rheinland-pfälzi-
schen Landtag, die mit großem Ein-
satz die Belange der Gemeinden, 
Städte und Landkreise in Rheinland-
Pfalz vertritt. Sie sind das Herz unse-
res Landes. Dort fühlen sich die Bür-
gerinnen und Bürger zu Hause und 
wenden sich deshalb mit Alltagsbe-
langen an ihre Bürgermeister und 
Landräte. Unsere Kommunen haben 
es schwer unter der rot-grünen Lan-
desregierung. Die Finanzausstattung 
ist so katastrophal, dass sie sogar 
gegen das Land klagen müssen und es 
ist Anke Beilsteins Verdienst, dass 
sich der Mainzer Landtag in einer 
Enquete-Kommission mit den kom-
munalen Finanzen eingehend 
beschäftigt. Anke Beilstein ist dabei 
immer konstruktiv im Umgang, aber 
konsequent in der Sache”, so Julia 
Klöckner.
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Saarland
Finanzlage der Kommunen ist besorgniserregend

Zusammen mit dem Saarländi-
schen Städte- und Gemeindetag und 
dem Landkreistag Saarland hat das 
saarländische Innenministerium das 
Projekt „Zukunft Kommunen 2020“ 
ins Leben gerufen. Es soll die saarlän-
dischen Kommunen auf unterschied-
liche Art und Weise bei der Bewälti-
gung bestehender Problemlagen 
unterstützen, um die kommunale 
Gestaltungs- und Handlungsfähigkeit 
zu erhalten.

Aus diesem Grund wurde Prof. Dr. 
Martin Junkernheinrich in Koopera-
tion mit der Forschungsgesellschaft 

für Raumfinanzpolitik mbH (FORA) 
beauftragt, ein Gutachten zur Situa-
tion der Kommunalfinanzen im Saar-
land zu erstellen. In seinem Gutach-
ten analysiert Junkernheinrich die 
Probleme und Ursachen der kommu-
nalen Finanzlage und zeigt Lösungs-
ansätze und Handlungsoptionen bis 
hin zu konkreten Vorschlägen zur 
Schließung der strukturellen Lücke 
auf. So könne der schrittweise Schul-
denabbau nur gelingen, wenn alle 
finanzpolitisch relevanten Akteure — 
Kommunen, Land, Bund, aber auch 
Bürger und Wirtschaft — schnell und 
aufeinander abgestimmt handeln und 

den kommunalen Konsolidierungs-
prozess mittragen und mitgestalten. 
Das über die Jahre entstandene Prob-
lemniveau erfordere harte und 
schmerzhafte Maßnahmen. Doch 
noch seien die Probleme bei schnel-
lem und konsequentem Handeln lös-
bar. Würde man ein Fortsetzen des 
bisherigen Trends politisch zulassen, 
so wäre — bei schrumpfender Bevöl-
kerung — bald eine Verschuldungsdi-
mension erreicht, die die finanzpoli-
tische Leistungsfähigkeit von 
Kommunen und Land deutlich über-
steigen dürfte.

Aus der Bundestagsfraktion

Breitbandausbau: Deutschl@nd digital vernetzt
Kongress der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
lädt sehr herzlich zum Kongress 
„Breitbandausbau: Deutschl@nd digi-
tal vernetzt“ ein. 

Datum: Montag, 8. Juni 2015

Uhrzeit: 12.30 bis 15.15 Uhr

Ort: Berlin, Reichstagsgebäude — Sit-
zungssaal der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion

Themen sind unter anderem die nati-
onale Breitbandförderung, Gesetzes-
änderungen zur Reduzierung von 
Netzausbaukosten und die zukünftige 
Ausgestaltung des Europäischen Tele-
kommunikationsmarktes.

Zugesagt haben bereits:

• Günther Oettinger, Kommissar für 
Digital Economy & Society, Europä-
ische Kommission,

• Dorothee Bär, Parlamentarische 
Staatssekretärin beim Bundesmi-
nister für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur,

• Volker Kauder, MdB, Vorsitzender 
der CDU/CSU-Fraktion im Deut-
schen Bundestag,

• Nadine Schön, MdB, Stellvertre-
tende Vorsitzende der CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bundestag,

• Ulrich Lange, MdB, Sprecher für 
digitale Infrastruktur der CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bundestag,

• Dr. Joachim Pfeiffer, MdB, Wirt-
schaftspolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag,

• Thomas Jarzombek, MdB, Sprecher 
für die digitale Agenda und Bericht-
erstatter für das TSM-Paket in der 
AG für Verkehr und digitale Infra-
struktur der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag,

• Rainer Bomba, Staatssekretär im 
Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur,

• Dr. Wilhelm Eschweiler, Vice Chair 
BEREC (Verbund der europäischen 
Regulierungsbehörden) und Vize-
präsident der Bundesnetzagentur,

• Prof. Dr. Jürgen Kühling, LL.M., 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht, 
Immobilienrecht, Infrastruktur-
recht und Informationsrecht, Uni-
versität Regensburg

Weitere Informationen und 
Anmeldemöglichkeit: www.cducsu.
de/veranstaltungen/breitbandaus-
bau-deutschlnd-digital-vernetzt/pro-
gramm
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